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Kein Markt ohne
Menschenrechte
Gastkommentar
von DANIEL SAUDEK

Martin Rhonheimer unterstellt in seinem Gastbeitrag (NZZ
5. 4. 16) der katholischen Soziallehre, den Wert von Marktwirt-
schaft und Unternehmertum zu verkennen. Sein eigenes Markt-
und Gesellschaftsmodell geht jedoch auf Kosten essenzieller ethi-
scher Werte. Rhonheimer spricht in seinem Artikel «Armut: Busi-
ness ist die Lösung» vom «blinden Fleck der katholischen Sozial-
lehre». Laut ihm würdigt die katholische Kirche die freie Markt-
wirtschaft und die private wirtschaftliche Initiative nicht ausrei-
chend. Ein Blick in die offiziellen kirchlichen Dokumente liefert
freilich ein anderes Bild: «Der Markt ist an sich nicht ein Ort der
Unterdrückung des Armen durch den Reichen und darf daher
auch nicht dazu werden», so lesen wir etwa in der Enzyklika «Cari-
tas in veritate» Benedikts XVI. (Nr. 36). Papst Franziskus lobt in
«Laudato si’» die Unternehmertätigkeit als «edle Berufung» und
unterstreicht ihren unabdingbaren Wert für die Schaffung von
Arbeitsplätzen und somit für das Gemeinwohl (Nr. 136). Das
Recht auf Privateigentum und auf wirtschaftliche Initiative wurde
ebenfalls von den Päpsten immer wieder verteidigt.

Freilich reden die Quellen der katholischen Soziallehre nicht
einer Wirtschaft ohne ethische Schranken das Wort. Sie erinnern
an das Recht des Arbeiters auf einen existenzsichernden Lohn,
von dem eine Familie ernährt werden kann, ebenso wie an die un-
abdingbare Rolle von Gewerkschaften für das Gemeinwohl. Die
Rolle des Staates besteht laut ihnen nicht einfach darin, die Bühne
für ein reibungsloses Marktgeschehen zu schaffen, sondern auch
darin, als Akteur distributiver Gerechtigkeit die Schwächeren zu
schützen – wobei die Kirche aber auch vor exzessiver staatlicher
Intervention warnt, die die Eigeninitiative untergräbt.Wirtschafts-
und Lebensstile müssen zudem nach der katholischen Soziallehre

– und zwar nicht erst seit Papst Franziskus – auf die natürlicheUm-
welt und die Bedürfnisse nachkommender Generationen Rück-
sicht nehmen. Kurzum: Die katholische Kirche anerkennt die Frei-
heit der Wirtschaft. Sie weiss aber auch, dass die Würde und das
Lebensrecht des Menschen eine absolute Autonomie wirtschaft-
lichen Handelns ausschliessen.

Woher also kommt Rhonheimers Eindruck, die Kirche be-
trachte die Wirtschaft zu negativ? Ein Blick in seine jüngeren
Schriften gibt darüber Aufschluss: Kapitalistische freie Marktwirt-
schaft habe, so Rhonheimer, «immer und überall» die Lebens-
bedingungen verbessert, alle Arten von staatlichem Interventio-
nismus hätten sie hingegen «immer und überall» verschlechtert.
Massnahmen der Umverteilung durch das Steuersystem sind ge-
mäss Rhonheimer «nichts anderes als Zwangsenteignung der
wohlhabenderen Bürger». Rhonheimer spricht sich explizit gegen
das Recht des Arbeiters auf einen existenzsichernden Lohn aus,
und ein Familienlohn wäre erst recht nicht geschuldet.

Das von Rhonheimer favorisierte Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodell verabsolutiert also die Freiheit des Marktes und das
Recht auf Privateigentum, verneint jedoch essenzielle Rechte von
Arbeitnehmern sowie das Recht des Staates, dafür zu sorgen, dass
alle im Boot bleiben und amWirtschaftsgeschehen teilhaben kön-
nen. StaatlicheMassnahmen zugunsten benachteiligter Bürger ste-
hen laut diesem Schwarz-Weiss-Denken schon imWiderspruch zur
freien Marktwirtschaft und zum Privateigentum. Rhonheimers
Modell widerspricht nicht nur der Lehre der katholischen Kirche,
sondern auch der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
(Art. 22 und 23 Abs. 3).

Doch auch rein wirtschaftlich ergibt das Rhonheimersche Lais-
sez-faire keinen Sinn. Es ist besser für den Markt, wenn alle am
Wettbewerb teilhaben können, während ein Ausschluss von
Marktteilnehmern zu einer Oligopolisierungs- oder Monopolisie-
rungstendenz führt. Rhonheimer schreibt sich die Werte des Libe-
ralismus auf die Fahnen, doch in Wahrheit haben wir es hier mit
einemautoritärenGesellschaftsmodell zu tun, das eine Freiheit der
einen auf Kosten der Rechte der anderen vorsieht.

Daniel Saudek ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Christliche
Philosophie der Universität Innsbruck.

Die katholische Kirche anerkennt
die Freiheit der Wirtschaft, vergisst
aber nicht die Würde des Menschen.
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Schweizer
Terrorjahre

Ich war als Jurist inmeinemBerufsleben
hauptsächlich in der Verwaltung des
Kantons Zürich tätig. Mit Interesse und
teilweise auch mit Erstaunen habe ich
das Buch «Schweizer Terrorjahre» ge-
lesen. Ich finde es gut, dass dieser
schwierige Abschnitt der Schweizer Ge-
schichte in Erinnerung gerufen und
näher beleuchtet worden ist. Die for-
melle Seite eines möglichen Abkom-
mens mit der PLO ist wenig interessant,
da bei einem geheimen Übereinkom-
men naturgemäss grössere Beweis-
schwierigkeiten auftreten. Die Frage,
warum die schwerste Straftat, die im
20. Jahrhundert von Schweizer Behör-
den hätte beurteilt werden müssen –
Mord in 47 Fällen –, nicht zur Anklage
gelangt ist, erscheint jetzt etwas weniger
rätselhaft. Offenbar hatte Bundesanwalt
Hans Walder seine Funktion weniger
rechtlich als mehr politisch verstanden.
Wenn er schon an massgebender Stelle
dabei mitgewirkt hatte, dass die für das
Attentat vom 18. Februar 1969 auf das
El-Al-Flugzeug rechtskräftig verurteil-
ten Palästinenser aus der Strafverbüs-
sung entlassen wurden, so wog es wohl
weniger schwer, den im polizeilichen
Untersuchungsbericht genannten Be-
schuldigten Sufian Kaddoumi gar nicht
für ein gerichtliches Verfahren vorzula-
den. Denn im ersten Szenario vom Sep-
tember 1970 ist das Recht so stark ge-
beugt worden, dass die Unterdrückung
der Anklage für Hans Walder nach den
damaligen Umständen nicht mehr ins
Gewicht fiel.

Fred Hirschi, Wallisellen

Sparen auf Kosten
der Deutschlehrer
Letzten Donnerstag wurden die Spar-
massnahmen kommuniziert, die der
Kanton Zürich ergreifen will, um ein
ausgeglichenes Budget zu erreichen
(NZZ 14. 4. 16). In den Medien war an-
schliessend zu lesen, dass die Mittel-
schulen im Grossen und Ganzen unge-
schoren davongekommen seien.Dem ist
mitnichten so! Die Lehrpersonen für
Deutsch und moderne Fremdsprachen
müssen aufgrund der Anhebung ihrer
Lektionenzahl eine faktische Lohn-
kürzung von knapp 5 Prozent in Kauf
nehmen. Nun bedeutet diese Mass-
nahme eben gerade nicht die Beseiti-
gung eines historisch gewachsenen
Missstandes, sondern – im Gegenteil –
eine eklatante Ungleichbehandlung ei-
nes beträchtlichen Teils der Mittelschul-
lehrerschaft.

Eine wissenschaftliche Studie aus
dem Jahr 2000 hat gezeigt, dass der
Arbeitsaufwand nicht für jedes Mittel-
schul-Fach gleich gross ist. Dass nun ge-
rade die Deutschlehrpersonen für den
Kanton die Kastanien aus dem Feuer
holen sollen, ist der blanke Hohn! Das
Fazit ist trübe: Von denDeutschlehrper-
sonen an den Mittelschulen wird erwar-
tet, dass sie mehr und noch besser als
bisher arbeiten, und das in immer grös-
seren Klassen und nun auch noch zu
weniger Lohn. Das geht nicht auf! Die
Konsequenz wird sein, dass die Mittel-
schülerinnen und -schüler mit Abstri-
chen an der Qualität des Schreibunter-
richts werden leben müssen. Dies wie-
derum wird zur Folge haben, dass das
Geschrei, die Studierenden könnten
nicht mehr richtig Deutsch, noch lauter
werden wird. Zudem ist es eine politi-

sche Perfidie im Sinne eines machiavel-
listischen divide et impera, dass die Mass-
nahmen nur einen Teil der Mittelschul-
lehrerschaft empfindlich treffen.

Es bleibt zu hoffen, dass die Schul-
leiterkonferenz und die Personalverbän-
de sich solidarisch hinter die betroffenen
Lehrergruppen stellen werden und ge-
nügend Druck aufbauen können, um
diese rundum unsinnige Massnahme zu
verhindern.

Christian Müller, Zollikon

Schliessung eines
Zürcher Restaurants
«Angebrannt» – kürzlich wollte ich mit
meiner Familie, wie öfters, im Seefeld im
allseits beliebten «Bistro» einkehren.
Das Restaurant sei geschlossen und es
werde an diesem Ort auch kein Restau-
rant mehr geben, stand an der Türe. Wie
bitte? Ein mit viel Liebe und Herzblut
von zwei wohl nicht zum rot-grünen Filz
in der Stadt gehörenden Kleinunterneh-
mern geführtes und diesen eineExistenz
sicherndes Restaurant schliesst einfach
so seine Pforten? Jetzt ist auch klar, war-
um: Die Liegenschaft gehört der Stadt.
Die städtische Liegenschaftenverwal-
tung bestätigt den Schliessungsent-
scheid (NZZ 9. 4. 16). Wirtschaftliche
Gründe hätten die Stadt zur Schliessung
bewogen. Haben die Pächter die Miete
nicht bezahlt? Wenn ja, war die Miete
etwa, wie andernorts auch, viel zu hoch?
Trifft dies nicht zu, ist die städtische
Finanzkontrolle gefordert. Die für die
SchliessungVerantwortlichen und deren
politische Vorgesetzte sind zur Rechen-
schaft zu ziehen. Und wieder einmal
wäre bewiesen, was dem in der Stadt
Zürich regierenden sozialistischen Filz
immer wieder meisterhaft gelingt: das in
unserem Lande staatstragende Klein-
gewerbe aus der Stadt zu vertreiben und
die Staatsquote weiter zu erhöhen. Das
Attribut dazu lautet: himmeltraurig!

Hans-Peter Amrein, Küsnacht

Wetzikon vom
Kanton bevormundet
Beim Strassenverkehr ist Demokratie
noch immer ein Fremdwort. Mitten in
Wetzikon (NZZ 14. 4. 16) regiert der
Kanton wie ein Fürst in der Feudalzeit.
Nach dem Gusto des Amts für Verkehr
wird in Zürich am Schreibtisch entschie-
den. Wir Wetziker müssen dann mit die-
sen Verhältnissen leben. Bei der Bus-
haltestelle in Oberwetzikon wird zudem
eine wichtige Option aus ideologischen
Gründen ausgeschlossen. Stadtrat und
Kanton betreiben eine Basta-Politik:
Einmal mehr wurden für einen wichti-
gen Entscheid weder Einwohner noch
Parteien einbezogen. Auch das Parla-
ment hat nichts zu sagen.

Es geht nicht an, dass eine Probe-
phase vereinbart und dann plötzlich eine
Variante ausgeschlossen wird. Der Ver-
suchmit Tempo 30 ist auf jeden Fall noch
durchzuführen. Es muss nämlich auch
dringend das Problem mit der viel zu
hohen Lärmbelastung gelöst werden.
Angesichts des obrigkeitlichen Gehabes
ist ein partizipativer Umgang mit Bürge-
rinnen und Bürgern gefragt. Über städ-
tebaulich zentrale Bereiche wie Ober-
wetzikon sollen nicht ortsfremde Tech-
nokraten und ideologischeGeisterfahrer
bestimmen dürfen!

Uwe Scheibler, Wetzikon

Schnelle Nachtzüge
in Spanien

Die Studie des Internationalen Eisen-
bahnverbandes (UIC) kommt zum rich-
tigen Zeitpunkt (NZZ 11. 4. 16). Bisher
wurden die Hochgeschwindigkeitsstre-
cken stets als Argument gegen die
Nachtzügemissbraucht. Begonnen hatte
damit Benedikt Weibel als damaliger
Präsident der SBB-Generaldirektion.
Mit Hochgeschwindigkeits-Nachtzügen
könnten die Distanzen im Nachtzugver-
kehr markant verlängert werden. Die
grosse Frage dürfte wie immer die
Finanzierbarkeit sein. Doch Beispiele
für die neue Idee gibt es bereits. In Spa-
nien benützt der umspurbare Nachtzug
von Vigo undACoruña nach Barcelona
auf dem letzten Streckenabschnitt be-
reits eine normalspurigeHochgeschwin-
digkeitsstrecke.

Der Nachtzugverkehr besteht auch in
Europa weiterhin. So haben Finnland
und England neue Schlafwagen bestellt.
Dass mit dem Ende von City Night Line
im Herzen des Kontinents zahlreiche
Nachtzüge gestrichen werden, ist auch
aus umweltpolitischen Gründen inak-
zeptabel. DieMethoden derDB, um den
Nachtzugverkehr schrittweise zu bodi-
gen, sind seit Jahren ein Armutszeugnis.

Jürg Streuli, Wetzikon

Personalisierte
Prävention
Der Bundesrat will die Prävention
gegen chronische Krankheiten, die rund
80 Prozent der Gesundheitskosten ver-
ursachen, verstärken (NZZ 7. 4. 16). Es
wäre interessant, genauer zu erfahren,
was mit der wirksamen Prävention in
Form eines gesunden Lebensstils er-
reicht werden kann. Welchen Krankhei-
ten wird durch einen gesunden Lebens-
stil vorgebeugt, und welche lassen sich
lediglich hinauszögern? Welche Krank-
heiten treten als «Ersatz» für jene auf,
die verhindert wurden? Kann eine ge-
sunde Lebensführung das Leben «nur»
verlängern oder auch die Qualität ver-
bessern? Können erfolgreiche präven-
tive Massnahmen die Gesundheits-
kosten tatsächlich senken? Bis zu wel-
chem Alter ist ein gesunder Lebensstil
angebracht, bis zum Ende?

Wahrscheinlich wird sich in der nicht
sehrweitenZukunft eine personalisierte
Prävention, die insbesondere die indivi-
duelle genetische Prägung sowie das
Alter und persönliche Wünsche berück-
sichtigt, durchsetzen.

Dr. med. Andreas Petrin, Dietikon


